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Tabakkonsum gilt weltweit als 
Hauptursache für vermeidbare 
Todesfälle. Rauchfreie Arbeits-
plätze tragen zu einer Reduk
tion des Tabakkonsums und zu 
einem wirksamen Schutz vor 
Passivrauchen bei.

Das neue Bundesgesetz ist am 
1. Mai 2010 in Kraft getreten. 
Unternehmen sind gefordert, 
ihre Rauchregelungen zu prü-
fen und allenfalls anzupassen. 

Seit Jahresbeginn wenden sich 
immer wieder Unternehmen 
mit Fragen zur Umsetzung 
oder dem Vollzug des Bundes
gesetzes an die Perspektive 
Thurgau. Um die Herausfor- 
derung effizient und effektiv 
zu meistern, bietet sich für 
Firmen die Präventionsarbeit 
der Perspektive Thurgau an.

Ausgangslage – Fakten – 
Handlungsbedarf 
In der Schweiz sterben jährlich 
mehr Menschen (8300) infolge 
des Tabakkonsums als in allen 
anderen vermeidbaren Todes
ursachen wie Alkohol (2000), 
Suizide (1446), Verkehrsun
fälle (409), Morde (204), ille-
gale Drogen (211) und AIDS 
(66) zusammengezählt.
Gemäss dem Tabakmonotoring 
2006 ist fast die Hälfte der 
Mitarbeitenden in Schweizer 
Betrieben dem Tabakrauch aus
gesetzt. Es gibt kein Exposi
tionsniveau, welches unschäd-
lich ist. Passivrauchen schadet 
der Gesundheit auch in Räumen, 

in denen nur wenig geraucht 
wird. Beispielsweise verdoppelt 
Passivrauchen das Risiko eines 
Hirnschlags.
In rauchfreien Betrieben ge
lingt den rauchenden Mitar
beitenden der Ausstieg mehr 
als doppelt so häufig. Mehr als 
die Hälfte der rauchenden Per
sonen (60%) möchte mit dem 
Rauchen aufhören. Die Mehr
heit der Erwerbstätigen wün
scht ein Rauchverbot am Ar
beitsort.
(Gesundheit & Ernährung, 
Anita Emch und Katharina 
Lehmann, BGM Zürich)

Wir werden uns in diesem 
Letter News diesem Thema an-
nehmen und uns fragen, wes-
halb Tabakprävention? Wie 
wird das neue Bundesgesetz 
umgesetzt und vollzogen? Aus 
serdem stellen wir Ideen für die 
Prävention und Umsetzung in 
Ihrem Betrieb vor und bieten 
praxisnahe Hilfe.

Peter Welti Cavegn

Umstellung
wird begrüsst

In vier Schritten 
zum Ziel
Die Einführung «Rauchfreier 
Betrieb» kann im Rahmen des 
Projektes «kmu-vital» in Zu-
sammenarbeit mit der Perspek-
tive Thurgau oder als einzelnes 
Modul erarbeitet werden. Es ist 
von Vorteil für die Interventi-
onsplanung, eine betriebsin- 
terne Arbeitsgruppe mit rau-
chenden und nichtrauchenden 
Personen einzusetzen. Fol- 
gende Schritte müssen dabei 
beachtet werden:

➊	 Eine Situationsanalyse be-
züglich der aktuellen Rauchre-
gelungen im Betrieb, der be- 
troffenen Arbeitsplätze und der 
Rückmeldungen zum Passiv-
rauchen schafft die nötige In-
formationsgrundlage.

➋	 Die Entwicklung der Mass-
nahmen beinhaltet folgende 
Punkte: Rauchregelungen ge
mäss den gesetzlichen Vorga-
ben festlegen, die Informa
tionspolitik definieren, bauliche 
Massnahmen abklären, unter
stützende Massnahmen planen 

und die weiteren Termine fest-
legen.

➌	 Zentral beim dritten Schritt 
der Umsetzung sind eine gute 
Informationspolitik, klare Re-
gelungen für den ganzen Be-
trieb und unterstützende Mass-
nahmen wie Rauchstopp-Kurse, 
Ernährung, Bewegung und Ent-
spannung, welche die Akzep-
tanz erhöhen.

➍	 Die Evaluation prüft, ob die 
Umsetzung geklappt hat oder 
Klärungsbedarf besteht. Die 
Praxis zeigt: Die Umsetzung 
verläuft oft problemlos.

Hinweis
•	 Zu empfehlen ist, wenn im-
mer möglich einen absolut 
rauchfreien Betrieb einzufüh-
ren. Das heisst, es darf nur aus-
serhalb der Gebäude geraucht 
werden. Diese Rauchregelung 
ist strenger als die entsprech
ende Verordnung im Bundes-
gesetz, gewährleistet jedoch 
einen absoluten Schutz vor 

Passivrauchen. Im Kanton Zü-
rich zum Beispiel gibt es bereits 
42 Prozent absolut rauchfreie 
Betriebe.
•	 Wichtig nach Einführung 
«Rauchfreier Betrieb» ist ein 
Rauchstopp-Angebot für die 
Mitarbeitenden. Um weiterhin 
den Anteil Rauchender zu re-
duzieren, sollten Unternehmen 
regelmässig und über längere 
Zeit Rauchstopp-Trainings an-

Schritt 1: Den Rauch eingrenzen – Raucherorte müssen klar 
definiert sein.
Schritt 2: Ein Rauchstopp-Training für die Ausstiegswilligen.

Tabakprävention und Perspektive TG
Die Perspektive Thurgau führt seit Jahren Rauchstopp-Trai-
nings in Betrieben durch. Die Ergebnisse belegen, dass über 
40 Prozent der Kursbesuchenden einen Ausstieg oder eine 
nachhaltige Reduktion erreicht haben. Das Angebot steht 
allen Unternehmen im Kanton Thurgau zur Verfügung. Wei-
tere Informationen erhalten Sie bei der Perspektive Thurgau 
(www.perspektive-tg.ch), aber auch bei den kantonalen 
Lungenligen (www.lungenliga.ch) sowie bei der Arbeitsge-
meinschaft Tabakprävention Schweiz (www.at.schweiz.ch).
Gesundheitsförderung als Boden für Suchtprävention

bieten.
•	 Tabakkonsum gehört welt-
weit zu den grössten Proble-
men der öffentlichen Gesund-
heit und wird von einem Teil 
der Bevölkerung immer noch 
unterschätzt. Information und 
Meinungsbildung zur Gefähr-
lichkeit des Tabakkonsums soll
ten fester Bestandteil des Be-
trieblichen Gesundheitsmanage- 
ment sein.
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Vollzug des Bundesgesetzes

Thema mit 
Klärungsbedarf

Vollzug des Bundesgesetzes und der
Verordnung zum Schutz vor Passivrauchen

Am 28. Oktober 2009 hat der 
Bundesrat das Gesetz und die 
Verordnung zum Schutz vor 
Passivrauchen verabschiedet 
und per 1. Mai 2010 in Kraft 
gesetzt. Die Bundesregelung 
setzt minimale Bestimmungen 
zum Schutz vor Passivrauchen, 
welche in der ganzen Schweiz 
gelten. Das Gesetz hält explizit 
fest, dass die Kantone weiter-
gehende Regelungen erlassen 
können.
Das Zentralsekretariat der 
Schweizerischen Konferenz der 
kantonalen Gesundheitsdirek-
torinnen und – direktoren GDK 
hat gemeinsam mit dem Bun-
desamt für Gesundheit BAG 
sowie dem Staatssekretariat 
für Wirtschaft SECO am 26. 
Januar 2010 eine Veranstal-
tung mit den für den Vollzug 
zuständigen kantonalen Fach-
leuten organisiert, bei welcher 
der Austausch im Mittelpunkt 
stand. Zusätzlich hat das BAG 
über den Bundesratsentscheid 
informiert, verschiedene Punkte 
nicht zu präzisieren und den 
Vollzugsorganen diese Kompe-
tenz zu überlassen. An der Ver-
anstaltung haben verschie-
dene Kantone den Wunsch 
geäussert, zu diesen offenen 
Punkten zusätzliche Hilfe zu 
erhalten.

Das BAG führt Überlegungen 
aus Präventionssicht, mögliche 

Regelungselemente, technische 
Hinweise, politische Argumente, 
Diskussionsergebnisse der Aus-
tauschveranstaltung und kan-
tonale Lösungen auf. Weiter-
führende Informationen sind 
auf der Website des Bundes 
bzw. bei den jeweiligen Kanto-
nen zu finden.
Drei Themen werden hier er-
läutert: Die Definition der «ge-
schlossenen Räume» und der 
«ausreichenden Belüftung» so-
wie die Einstufung der Privat
clubs und Casinos.

Geschlossener Raum
Das Bundesgesetz zum Schutz 
vor Passivrauchen ist anwend-
bar «in geschlossenen Räumen, 
die öffentlich zugänglich sind 
oder die mehreren Personen als 
Arbeitsplatz dienen». Bundes-
gesetz und Verordnung defi-
nieren jedoch nicht, wann ein 
Raum geschlossen ist.

Präventionssicht
In Räumen, bei denen bei-
spielsweise nur eine Seite oder 
ein kleiner Teil des Daches ins 
Freie offen sind, zirkuliert die 
rauchbelastete Luft nur unge-
nügend. Die sich darin aufhal-
tenden Personen sind daher 
dem Rauch fast ebenso stark 
ausgesetzt wie in einem voll-
ständig geschlossenen Raum. 
Gesetz und Verordnung haben 
den Gesundheitsschutz zum 

Ziel. Es ist deshalb sinnvoll, 
Räume mit ungenügender Luft-
zirkulation als geschlossen zu 
betrachten.

Regelungselemente
Die Luftzirkulation kann als 
genügend betrachtet werden, 

wenn Beispielsweise die Hälfte 
des Daches oder der Seitenflä-
che geöffnet ist. Grossteils 
durch Glaswände oder Marki-
sen geschlossene Terrassen 
oder lange und schmale Räume 
mit zwei kleinen Seitenöff-
nungen am Ende werden mit 

dieser Regelung als geschlos-
sene Räume betrachtet.

Diskussionsergebnisse der 
Austauschveranstaltung
Die Definition der geschlosse-
nen Räume wurde am Nach-
mittag in Arbeitsgruppen the-
matisiert. Es wurde die Schwie- 
rigkeit angesprochen, eine für 
alle Räume geeignete Definiti-
on zu finden. So sollten lange 
Passagen, die nur an den 
Schmalseiten geöffnet sind, als 
geschlossen gelten. Hingegen 
könnten grosse Hallen (Bahn-
hofshallen) aus Präventions-
sicht als offen definiert werden. 
Die Kantone sind sich relativ 
einig, dass die Luftzirkulation 
genügend sein muss, was sich 
jedoch schwierig umsetzen lässt. 

Kantonale Lösungen
Die gesetzliche Regelung des 
Kantons Basel-Stadt hat wäh-
rend der Tagung grosses Inte-
resse und Zustimmung erhal-
ten. Die Verordnung zum Gast- 
gewerbegesetz hält fest: 
«Auch in Zelten, Wintergärten, 
Hallen oder Eingangsbereichen 
gilt das Rauchverbot, sofern sie 
auf mehr als der Hälfte aller 
Seiten geschlossen sind» (Art. 16 
Abs. 3).

Ausreichende Belüftung
Raucherräume müssen laut 
Gesetz und Verordnung mit 
einer ausreichenden Belüftung 
ausgestattet sein. Wer einen 
Raucherraum betreibt, muss 
dafür sorgen, dass Personen in 
angrenzenden Räumen nicht 
durch den Rauch belästigt wer-
den (Sorgfaltspflicht).

Präventionssicht
Das Rauchen bleibt in verschie-
denen Räumen erlaubt (Rau-

cherräume, Einzelbüros, privat
raumähnliche Räume in spez- 
iellen Einrichtungen). Diese 
Räume dürfen nicht die Raum-
luft im gesamten Gebäude 
belasten, da ansonsten der 
Schutz vor Passivrauchen nicht 
mehr gewährleistet wäre.

Technische Hinweise und 
Regelungselemente
Die Kantone können für den 
Vollzug Kriterien für die «aus-
reichende Belüftung» festlegen. 
Es ist sinnvoll, sich dabei auf 
die geltenden SIA-Richtlinien 
zu berufen. Sie schreiben eine 
Luftumwälzung von 36m3 pro 
Person und Stunde vor.
Um zu verhindern, dass sich 
Rauch aus dem Raucherraum 
im Gebäude verteilt, ist eine 
mechanische Belüftung sinn-
voll, die im Raucherraum einen 
Unterdruck herstellt. Damit 
wird ein steter Luftstrom vom 
angrenzenden Raum in den 
Raucherraum angelegt, der ein 
Entweichen von Rauch in Ne-
benräume verhindert.

Das EDI hatte diese Punkte in 
der Vorlage für die öffentliche 
Anhörung vorgesehen, in der 
Folge jedoch auf eine Präzisie-
rung verzichtet.

Politische Argumente
Während die Präventionsorga-
nisationen in der Anhörung 
diesen Vorschlag begrüsst ha-
ben, haben sich die Gastrono-
mie- und Wirtschaftsverbände 
dagegen ausgesprochen. Sie 
erachten die vorgeschriebene 
Lösung für viele Betriebe als 
übertrieben und nicht finan-
zierbar. Sie möchten die Wahl 
der Lüftungsart den Betreibern 
dieser Räume überlassen, da-
mit individuell sinnvolle Lö-

sungen ermöglicht werden. Die 
Vollzugsbehörden müssen ent-
sprechend im Einzelfall ent-
scheiden, ob eine Lüftung aus-
reichend ist.

Diskussionsergebnisse der 
Austauschveranstaltung
Es ist die Frage aufgetaucht, ob 
Raucherkabinen mit Filteranla-
gen zulässig sind. Falls diese 
Kabinen geschlossen sind, über 
eine selbstschliessende Tür 
verfügen und die Personen in 
angrenzenden Räumen nicht 
belästigt werden, sind Raucher- 
kabinen laut Gesetz erlaubt. 
Aus technischer und wissen-
schaftlicher Sicht genügen Fil-
teranlagen jedoch nicht, um 
eine genügende Luftqualität zu 
erreichen. Insbesondere die gas-
förmigen Stoffe im Passivrauch 
können nicht entfernt werden.

Einstufung der Privatclubs 
und Casinos
Privatclubs: darf bedient wer-
den?
In verschiedenen kantonalen 
Regelungen werden Privatclubs 
zu den Restaurationsbetrieben 
gezählt. Sinnvollerweise gelten 
in diesen Kantonen auch im 
Bezug auf den Schutz vor Pas-
sivrauchen die entsprechenden 
Anforderungen für Restaurati-
onsbetriebe.
In den anderen Kantonen ist 
entscheidend, wie viele Per-
sonen im Lokal angestellt sind. 

Wenn nur eine Person ange-
stellt ist, können die Privatclubs 
als Raucherclubs betrachtet 
werden. Beschäftigt ein Club 
hingegen mindestens zwei Per-
sonen, wird er als Arbeitsplatz 
von mehreren Personen be-
trachtet, so dass das Rauchver-
bot gilt. In diesem Fall steht es 
dem Club frei, ein Fumoir ohne 
Bedienung einzurichten.

Casinos: Restaurantbetriebe 
oder öffentlich zugängliche 
Räume?
Der Kanton kann entweder 
Casinos als Restaurantbetriebe 
betrachten, so dass Fumoirs 
mit Bedienung eingerichtet 
werden können, oder er kann 
sie als öffentlich zugängliche 
Räume einstufen, womit Fu-
moirs ohne Bedienung erlaubt 
wären.
Wenn in den kantonalen Be-
stimmungen zur Klassifizierung 
der Casinos nichts vorgesehen 
ist, schlagen wir vor, dass nach 
dem Kriterium unterschieden 
wird, ob im Casino-Raum Ge-
tränke serviert werden oder 
nicht. Sofern im Casino-Raum 
Getränke serviert werden, han-
delt es sich um einen Restau-
rantbetrieb; falls lediglich eine 
abgetrennte Bar vorhanden ist, 
handelt es sich um einen öf-
fentlich zugänglichen Raum.
(GDK – Schweizerische Konferenz 
der kantonalen Gesundheitsdi-
rektorinnen und -direktoren.)

Die detaillierten Dokumente finden Sie auf unserer 
Website unter: www.perspektive-tg.ch

Auf einen Blick
•	 Die Regelung gilt ab 1. Mai 2010
•	 Diese Verordnung regelt das Rauchverbot in geschlossenen 	
	 Räumen, die öffentlich zugänglich sind oder mehreren 	
	 Personen als Arbeitsplatz dient.
•	 Öffentlich zugängliche Räume sind insbesondere: Gebäude 	
	 der öffentlichen Verwaltung, Spitäler, andere Gesundheits-	
	 einrichtungen, Kinderheime, Altersheime, Einrichtungen des 
	 Straf- und Massnahmevollzugs, Bildungsstätten, Museums-,
	 Theater- und Kinoräumlichkeiten, Sportstätten, Restaurations- 
	 und Hotelbetriebe, Gebäude und Fahrzeuge des öffentlichen
	 Verkehrs, Verkaufsgeschäfte und Einkaufszentren.
•	 Restaurationsbetriebe werden auf Gesuch hin als Raucher-
	 lokale bewilligt, wenn der Betrieb
	 •	 eine Gesamtfläche von höchstens 80 Quadratmetern 
		  hat, angrenzende Räume, auch wenn sie nur sporadisch 	
		  genutzt werden und WC-Räume werden der Gesamt-
		  fläche angerechnet.
	 •	 gut belüftet und nach aussen leicht erkennbar als
		  Raucherlokal bezeichnet ist
	 •	 nur Arbeitnehmende beschäftigt, die der Tätigkeit im 	
		  Raucherlokal im Arbeitsvertrag zugestimmt haben
•	 Die Verordnung regelt nebst dem Rauchverbot in geschlos-
	 senen Räumen, die öffentlich zugänglich sind oder mehreren 	
	 Personen als Arbeitsplatz dienen; die Anforderungen an die
	 Lokale, die Räume und deren Belüftung, die Voraussetzungen 	
	 für die Beschäftigung der Arbeitnehmenden und die
	 Ausnahmen.
Die Gemeinden sind für den Vollzug der eidgenössischen 
Gesetzgebung zum Schutz vor Passivrauchen zuständig.


